
Klage oder eines Antrags geboten ist oder daß dem Bürger 
ein nochmaliges Erscheinen bei Gericht nicht zugemutet 
werden kann, z. B. aus gesundheitlichen oder arbeitsmäßi­
gen Gründen. Im Prinzip ist die Handhabung des Bestell­
systems bei uns ähnlich wie von G. K n e c h t  / H .  R e i n ­
w a r t h / R .  N i s s e l  in NJ 1975 S. 163f. sowie vom Kol­
lektiv der Sekretäre des Stadtbezirksgerichts Berlin-Fried­
richshain in NJ 1975 S. 503 f. dargelegt wurde.
Verhältnismäßig unkompliziert ist die Aufnahme von Ehe­
scheidungsklagen, weil dazu die vom Ministerium der 
Justiz entwickelten Formblätter für Eheverfahren verwen­
det werden. In der Regel werden dem Bürger, der eine 
Ehescheidungsklage einreichen will, in einer kurzen Aus­
sprache vom Sekretär Hinweise gegeben, wie die Form­
blätter auszufüllen sind und die Klage zu begründen ist. 
Innerhalb einer angemessenen Frist, die bei unserem Kreis­
gericht im Höchstfall drei bis vier Wochen beträgt, wird 
der Bürger zur Entgegennahme der ausgefüllten Klagefor­
mulare durch den Sekretär erneut zur Rechtsantragstelle 
bestellt. In den wenigen Fällen, in denen sich aus dem Ge­
spräch ergibt, daß der Bürger Schwierigkeiten bei der ord­
nungsgemäßen Ausfüllung der Formblätter haben könnte, 
werden diese vom Sekretär der Rechtsantragstelle nach den 
Angaben des Bürgers ausgefüllt und so die notwendigen 
Voraussetzungen für eine zügige Bearbeitung der Sache 
durch den Richter geschaffen.
Die Sekretäre des Kreisgerichts prüfen bei der Entgegen­
nahme der Formblätter oder bei der Aufnahme von Ehe­
scheidungsklagen, ob es zweckmäßig ist, den Bürgern zu 
empfehlen, die Ehe- und Familienberatungsstelle aufzu­
suchen oder mit dem Vorsitzenden der Kammer für Fami­
lienrecht zu sprechen, um eventuell noch vorhandene Mög­
lichkeiten, die Ehe zu erhalten, zu nutzen. Dabei hängt es 
maßgeblich von der politisch-juristischen Qualifikation und 
der Lebenserfahrung der in der Rechtsantragstelle tätigen 
Sekretäre ab, einzuschätzen, ob der in einer Ehe entstan­
dene Konflikt durch eine Aussprache beim Richter oder in 
der Ehe- und Familienberatungsstelle noch überwunden 
werden kann. Notwendig ist aber in jedem Fall, daß schon 
bei Aushändigung der Formblätter die Bürger auf diese 
Möglichkeiten der Überwindung von Ehekonflikten hinge­
wiesen werden.
Bei der Entgegennahme von Klagen auf dem Gebiet des 
Zivil- und Arbeitsrechts wird sorgfältig darauf geachtet, 
daß die Klagen den Anforderungen des § 12 ZPO entspre­
chen. Es ist wichtig, daß auch die in § 12 Abs. 2 ZPO als 
Sollvorschrift formulierten Fragen nach der beruflichen 
Tätigkeit und der Arbeitsstelle des Verklagten sowie nach 
den Maßnahmen zur Überwindung des Konflikts und nach 
der Mitwirkung von Kollektiven der Werktätigen beant­
wortet werden.
Im Arbeitsrechtsverfahren bereitet die Beantwortung die­
ser Fragen schon deshalb keine Schwierigkeiten, weil die­
sen Verfahren in aller Regel Beratungen der Konfliktkom­
missionen über den Streitgegenstand vorausgehen.
In Zivilrechtsfällen begnügten sich in der Vergangenheit 
die Sekretäre bei der Aufnahme von Klagen manchmal mit 
der Feststellung, daß noch nichts zur Überwindung des 
Konflikts unternommen wurde und deshalb seine Beilegung 
noch nicht möglich war. Wir haben deshalb bei der Anlei­
tung und Qualifizierung der in der Rechtsantragstelle täti­
gen Sekretäre das Schwergewicht darauf gelegt, die Sekre­
täre zu befähigen, die Bürger zu diesen Fragestellungen zu 
beraten und ihnen Hinweise und Empfehlungen zu geben, 
wie der Konflikt eventuell auch außergerichtlich beigelegt 
werden könnte. So kommt es z. B. immer wieder vor, daß 
Mieter vermeintliche Ansprüche gerichtlich durchsetzen 
wollen, ohne ihr Anliegen vorher dem Vermieter — mei­
stens dem VEB Gebäudewirtschaft — oder den zuständigen 
Dienststellen vorgetragen zu haben. In solchen Fällen infor­
miert der Sekretär der Rechtsantragstelle die von den Bür­
gern aufzusuchenden Betriebe oder Dienststellen, um auch 
auf diese Art zur Beilegung des Rechtsstreits mit beizu­
tragen.

Zur sorgfältigen Vorbereitung des Verfahrens gehört es 
auch, die Schöffen mit dem Streitgegenstand gründlich ver­
traut zu machen. Die Schöffen müssen befähigt werden, 
Vorschläge zur Lösung des konkreten Konflikts, zur erzie­
herischen Einwirkung auf die Prozeßparteien, zur Einbe­
ziehung von Vertretern des Arbeitskollektivs, zur Verhand­
lung der Sache vor erweiterter Öffentlichkeit, zur Auswer­
tung des Verfahrens usw. zu unterbreiten.
In Familienrechtssachen hat es sich bei unserem Kreis­
gericht zur festen Praxis entwickelt, daß grundsätzlich die­
jenigen Schöffen, die an der Verhandlung teilgenommen 
haben, bei Verfahrensaussetzung durch Beschluß oder nach 
einem klageabweisenden Urteil Aussprachen im Arbeits­
kollektiv der Eheleute mit einem ausgewählten Personen­
kreis führen. In der Aussprache werden die fehlerhaften 
Verhaltensweisen der Eheleute, die nach Auffassung des 
Gerichts zum Konflikt geführt haben, gründlich erörtert, 
und es werden den Eheleuten Hinweise gegeben, wie sie 
ihr künftiges Zusammenleben entsprechend den sozialisti­
schen Moralnormen gestalten können. Diese Aussprachen 
erfordern von den Schöffen große Sachkenntnis und Ein­
fühlungsvermögen in die Eheprobleme.
Bei der Vorbereitung des Verfahrens muß das Gericht auch 
prüfen, ob und in welchem Umfang gesellschaftliche Kräfte 
mitwirken sollen. Die Richter lassen sich hier davon leiten, 
daß Aufwand und Nutzen in einem vernünftigen Verhältnis 
zueinander stehen müssen. Sie sorgen insbesondere dann 
für eine Mitwirkung, wenn das Kollektiv auf ein bestimm­
tes Verhalten einer Prozeßpartei aufmerksam gemacht wer­
den muß, der Konflikt nur mit Hilfe gesellschaftlicher 
Kräfte überwunden werden kann und sich Anhaltspunkte 
für die künftige Lösung des Konflikts durch die Mitwir­
kung gesellschaftlicher Kräfte ergeben.
So wurden z. B. bei einer Klage auf Räumung der Wohnung 
gegen einen Mieter wegen gröblicher Verletzung der Rechte 
anderer Hausbewohner gemäß § 121 ZGB zur Verhandlung 
mehrere Vertreter der Hausgemeinschaft eingeladen. Das 
geschah zum einen, um die gegen den verklagten Mieter 
erhobenen schwerwiegenden Vorwürfe umfassend nach­
prüfen zu können, und zum anderen weil — bedingt durch 
das Verhalten des Verklagten — die Gefahr bestand, daß 
die bis dahin gut arbeitende Hausgemeinschaft auseinan­
derfallen würde. Beide Aufgaben konnten durch die Mit­
wirkung der gesellschaftlichen Kräfte im Verfahren erfüllt 
werden.
Schließlich sind bei der Vorbereitung von Zivil-, Familien- 
und Arbeitsrechtsverfahren auch Überlegungen darüber an­
zustellen, ob sich Möglichkeiten zur Lösung des Konflikts 
im Wege der gerichtlichen Einigung andeuten. Das bedeu­
tet, bei der Bestimmung des Verhandlungstermins ausrei­
chend Zeit einzuplanen, damit die Probleme des Rechts­
streits mit den Prozeßparteien eingehend erörtert werden 
können. Derjenige Richter, der in der gerichtlichen Eini­
gung lediglich eine Möglichkeit zur schnellen Erledigung 
der Verfahren sieht, hat den Sinn und den erzieherischen 
Inhalt des § 46 ZPO nicht erkannt. Die Einigung muß unter 
eingehender Mitarbeit der Prozeßparteien zustande kom­
men. Sie müssen nach Abschluß der Einigung davon über­
zeugt sein, daß die von ihnen getroffenen Festlegungen so­
wohl ihren eigenen Interessen als auch denen der Gesell­
schaft entsprechen. Mit anderen Worten: Das Gericht muß 
in der mündlichen Verhandlung die Prozeßparteien befähi­
gen, ihren Konflikt selbst zu lösen.
Besonderen Wert legen wir darauf, daß die gesetzliche For­
derung, die für die Einigung maßgeblichen Umstände in das 
Protokoll aufzunehmen, konsequent verwirklicht wird, und 
achten außerdem sorgfältig darauf, daß die Bestätigung 
nicht in Form einer Entscheidung mit Begründung ergeht. 
Die Bestätigung der gerichtlichen Einigung ist nicht nur 
für die Prozeßparteien von Bedeutung, sondern auch für die 
Rechtsmittelinstanz, wenn die Einigung widerrufen wird.
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